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China-Reise des Bundeskanzlers 

Über neue Märkte zu 
Heuen Arbeitsplätzen 

• er Wirtschaftsstandort Deutschland 
J J-dann eine gute Zukunft, wenn wir 

Jen unserer ausgezeichneten Stellung 
y} dem europäischen Markt auch die 

rtschaftliche Herausforderung anneh- 
e"> die der asiatische Raum bietet. 

rjj ,   '°balisierung der Wirtschaftsprozesse läßt es 
trjp   2U' ^a^ w'r a"e'n au^ unseren Kontinent zen- 

n bleiben. Die China-Reise des Bundeskanzlers 

"st 

Generalsekretär Peter Hintze 
zur China-Reise 

des Bundeskanzlers 
ein ker,   

er,tscheidender Schritt hin zu einer noch stär- 
K        Weltweiten Export ausgerichteten Strategie. 
ist f.-   °|en Einsatz von Bundeskanzler Helmut Kohl 
'*nef-e ^eutsc^e Wirtschaft ein neuer Markt mit 
kan ,rist'gen Perspektiven erschlossen. Der Bundes- 
dje^^r und die ihn begleitenden Experten haben 
$Cr,|j ^ancen genutzt und begonnen, jene Lücken zu 
A$ie     

n' die die deutsche Wirtschaft in China und 
^ ^n noch aufweist. Der Standort Deutschland ist 
Sehens nders durcn die Aufträge im Bereich deut- 
^esifj. p"tzentechnologie — mit der Reise des Bun- 
Qe 

anz,ers ein wichtiges Stück gestärkt. 
"ien ;nner sind die Arbeitnehmer und die Unterneh- 

n Deutschland. • 

HEUTE AKTUELL 
# Sozialdemokraten 
Programmatischen Schutt hinter 
eine gefällige Fassade gekehrt. 
Seite 4 

• Innere Sicherheit 
Generalsekretär Peter Hintze: 
SPD und FDP müssen Weg zur 
wirksamen Verbrechensbekämp- 
fung bei akustischer Beweissiche- 
rung freigeben. Seite 9 

# Tourismus 
Den Einsatz für mehr Sicherheit 
für Touristen weiter verstärken. 
Seite 10 
• Parteien 
Die zukünftige staatliche Partei- 
enfinanzierung. Seite 19 
• Frauen-Union 
Frauen knüpfen Netze für die Zu- 
kunft. 20. Bundesdelegiertentag 
in Bonn. Seite 21 
# Dokumentation 
Was die SPD verschweigt. Mate- 
rialien zur sozialpolitischen Ar- 
gumentation. Grüner Teil 

Öffentlichkeitsarbeit 
Materialien zur Europa-Aktion 
der Jungen Union — Materia- 
lien zur Grundsatzprogramm- 
Diskussion — Aktuelle Bro- 
schüren. Seite 25—27 



Seite 2  •   UiD 37/1993 CHINA -REISE 

Kommentare zur China-Reise des Bundeskanzlers 

• Eine Kanzler-Reise, die durch 
ihr Augenmaß beeindruckte 
Von Oskar Weggel, China-Experte 
Im Institut für Asienkunde in Ham- 
burg in der „Welt am Sonntag" 

Helmut Kohl ist den richtigen Weg gegan- 
gen, weil er nach einer Durststrecke von 
vier Jahren die durch das Tiananmen- 
Massaker von 1989 zerrissenen Fäden wie- 
der zusammengeknüpft und Berührungs- 
ängste abgebaut hat. 
Im Zusammenhang mit der Kanzlerreise 
wäre die deutsche Öffentlichkeit gut bera- 
ten, sich drei Asien-Maßstäbe zu eigen zu 
machen: 
• Erstens muß jedes Unternehmen, das im 
21. Jahrhundert überleben will, auf dem 
asiatischen Markt präsent sein. 
• Zweitens verengt sich das hier gemeinte 
„Asien" immer mehr auf China, und zwar 
nicht so sehr auf die Volksrepublik im 
engeren Sinn, sondern auf die mitten im 
Entstehen begriffene „Groß-chinesische 
Wirtschaftszone", in die all jene Teile der 
chinesischen Welt hineinzuwachsen begin- 
nen, die nach marktwirtschaftlichen Geset- 
zen funktionieren, also etwa Taiwan, 
Hongkong, Singapur und die zirkum-pazi- 
fischen Auslandsgemeinden sowie neuer- 
dings auch die leistungsfähigen Provinzen 
der Volksrepublik China, allen voran die 
„fünf Drachen" an der Südostküste. 
• Drittens entstehen diese Netzwerke, in 
die sich durchaus auch außerregionale 
Interessenten einflechten könnten, keines- 
wegs durch formale „Maastrichter Ver- 
träge", sondern fast ausschließlich auf der 
Grundlage informeller „Guanxi", das heißt 
personeller Beziehungen. Es ist der Perso- 
nalismus, der hier allen Geschäften die 
Würze gibt. Nicht nachdrücklich genug 

kann man betonen, daß die Chinesen sol' 
ehe „Guanxi" im außereuropäischen 
Bereich am liebsten mit den Deutschen 
anknüpfen würden. 
Ökonomisch führt in Asien künftig kein 
Weg mehr um China herum: 1992 lag ^ 
reale Wachstum des Bruttosozialprodukt 
bei einem Rekord von 12 Prozent. Der 
Außenhandelsumsatz erreichte 166, daS 

ausländische Investitionsvolumen 31 Ml 

arden US-Dollar. China ist sehr wohl ifl 
der Lage, auch Großimporte zuflnanz'e' 
ren. 

• Denkanstoß und neue Ideen 
Der deutsche Bundeskanzler Kohl hat % 
deutschen Industriellen einen Denkans< 
und neue Ideen für das China-Geschäj 
gegeben. General-Anzeiger, P° 

• Der Einfluß der Ökonomen 
Die Deutschen unterstützen, wenn sie f 
China Handel treiben, doch genau d'ese

jfl, 
System, mag man einwenden. Ja un^n..{ 
Mit der Bedeutung der Ökonomie wätf 
der Einfluß der Ökonomen. Der Verstf ^ 
nach 1989 zurück zum totalitären Syste.^ 
der fünfziger Jahre zu gehen, ist gesC  M 
tert. Die Ära der Hardliner und darni'    j 
Repression neigt sich dem Ende zu. "a 

keine Hoffnung, das ist ein Faktum- 
Soll man den 4. Juni also vergessen un 
sich der Einfachheit halber den Mensc 
rechtsbegriff der Chinesen zu eigen 
machen? Nein. Das Verhältnis sollte s° 
sein wie in einer funktionierenden krt 
sehen Partnerschaft, in der man mUel   0 
der redet, ohne etwas zu verschweig^- 
müssen unsere moralischen Maßstab   p, 
nicht verstecken. Jeder kritische GesC   • x 
mann, jeder aufgeschlossene Politik     . 
jeder interessierte Tourist kann seine,M 
ner zum Nachdenken anregen. GesC   • 
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°chen, die wir im übrigen auch dringend 
fQuchen, und sich für Menschenrechte 
^setzen, das muß sich nicht ausschließen. 

r
Ur wer im Geschäft und damit im 
esPräch bleibt, der kann letztlich auch 

*WQS bewirken, vielleicht nicht so schnell, 
'e wir das im Westen alle gerne hätten; 
er sicher schneller, als es den Betonköp- 

n 'n Peking lieb sein wird. 
Sender Freies Berlin 

fc 
Initialzündung 

enn nicht alles täuscht, könnte sich die 
'na-Reise von Bundeskanzler Helmut 

J?nl als eine Art Initialzündung erweisen. 
slang hat Deutschland, das räumte auch 

.r Kanzler ein, den „explodierenden 
Qrkt" in Südostasien vernachlässigt. 
PQnische Wissenschaftler haben Europa 
a die Bundesrepublik unlängst gewarnt, 
würden auf dem wirtschaftlichen 

,-j> steUgleis landen, weil die Unternehmen 
pe Chancen verschlafen (nur rund fünf 
Sun6"* ^er deutschen Exporte gingen nach 
^   °stasien) und sie in der Region zu 

*ni8 präsent seien. 
e ökonomische Musik der Zukunft spielt 

K/ de 
«//, 

len asiatischen Wachstumsmärkten, 
toT V°ran China- ^-Präsident Bill Clin- 
Q   wf'ß um die Chancen, die sich der 
drakonischen Wirtschaft bieten, und hat 
ff    ern Apec-Gipfel eine Ausweitung des 
Wi^tels mit Asien angekündigt. Clinton 
c/, ^°hl verschwiegen indes gegenüber der 
4er e

k
Siscnen Führung nicht das Problem 

seir*enschenrechte. Ob der Kanzler mit 
tyo? Einsatzfur20Politische Häftlinge 
e'/ip ^ natte, wird sich zeigen müssen. Mit 
hQft 

Sof°rtigen Freilassung konnte ernst- 
en tJernand rechnen, da ist der Hinweis 
4en  ^Sierunssprecher Dieter Vogel auf 
^»Xitus« richtig. 
&*•; edeutung von Kohls Reise liegt weni- 
v0„      en Aufträgen und Zusagen im Wert 
«Uli ^nd sieben Milliarden Mark, die er 

Qch Deutschland brachte, auch wenn 

dadurch hierzulande Arbeitsplätze gesi- 
chert werden. Kohl knüpfte vor allem neue 
Verbindungen und ebnete damit der deut- 
schen Wirtschaft einen Weg. Denn sie muß 
auf dem vernachlässigten Terrain Asien 
bisher Versäumtes nachholen. Noch spielt 
die Region bei den deutschen Investitionen 
im Ausland kaum eine Rolle, sie gingen 
von 1991 bis 1992 sogar um knapp 300 
Millionen Mark zurück. Die Ankündigun- 
gen von Daimler-Benz und anderen, in den 
nächsten Jahren Millionen in China inve- 
stieren zu wollen, könnten ein Signal sein 
— für die längst fällige Trendwende. 

Frankfurter Neue Presse 

• Job hervorragend erledigt 
Der Kanzler kann nicht der Chef- Verkäu- 
fer der Industrie sein, sondern bestenfalls 
für sie die Türen öffnen. Diesen Job aber 
hat er hervorragend erledigt. 

Nürnberger Zeitung 

# China als Partner 
Asien zeigt seit einiger Zeit viele Zeichen 
eines Wirtschaftswunders. Doch das inzwi- 
schen rezessionsgeplagte Europa und mit 
ihm Deutschland haben das lange nicht so 
recht wahrgenommen, anders als die USA. 
Es ist Zufall, daß die Reise von Bundes- 
kanzler Kohl nach China zusammenfällt 
mit einem ersten Gipfeltreffen der asia- 
tisch-pazifischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(APEC) im amerikanischen Seattle. Wäh- 
rend es dort längst um größere Dimensio- 
nen geht, was sich auch in Exportzahlen 
und Investitionssummen niederschlägt, 
hinken Europäer auf den Märkten der 
Zukunft in Asien hinterher. 
Angesichts der Verspätung kann der Hand- 
lungsreisende Kohl mit dem Ergebnis der 
China-Reise durchaus zufrieden sein. Er 
kommt zurück mit einem Koffer voller Ver- 
träge und Vorverträge. 

Westdeutsche Allgemeine Zeitung 
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Programmatischen Schutt hinter 
eine gefällige Fassade gekehrt 
Zu den Ergebnissen des SPD- 
Bundesparteitages erklärte 
Generalsekretär Peter Hintze: 

Die SPD hat in Wiesbaden einen Partei- 
tag wie ein Potemkinsches Dorf insze- 
niert. Sie hat versucht, eine gefällige 
moderate Fassade aufzubauen und den 
programmatischen Schutt dahinter zu 
kehren. Die Wirklichkeit hinter der Fas- 
sade sieht anders aus. 

IN DER WIRTSCHAFTSPOLITIK hat 
die SPD den Anschein erweckt, sie habe 
endlich auf den Weg wirtschaftspoliti- 
scher Vernunft gefunden. Sowie es aber 
konkret wird, verflüchtigt sich dieser Ein- 
druck ganz schnell im Licht der ökonomi- 
schen Realitäten. Es paßt nicht zusam- 
men, wenn einerseits finanzpolitische 
Solidität gelobt wird, andererseits aber 
die notwendigen Sparbeschlüsse der Bun- 
desregierung heftig attackiert und abge- 
lehnt werden. Es ist unseriös, wenn zum 
Beispiel der Abbau von Subventionen 
gefordert wird, um dann zu sagen: Aber 
bitte schön auf keinen Fall bei Kohle, 
Stahl, Schiffbau usw. Die Auseinander- 
setzungen um den richtigen wirtschafts- 
politischen Kurs wurden nicht geklärt, 
sondern durch Formelkompromisse 
lediglich verdrängt. 

IN DER AUSSENPOLITIK hat sich die 
SPD immer noch nicht bereit gefunden, 
ihre wirklichkeitsferne, von Ideologie 
und Pazifismus diktierte Position aufzu- 
geben. Eine solche Programmatik, in die 
Praxis umgesetzt, würde Deutschland in 
die politische Sackgasse internationaler 
Isolation führen. Vor dieser Entwicklung 
hat der SPD-Fraktionschef Klose ein- 

dringlich gewarnt, erntete dafür aber n«f 

Buh-Rufe aus seiner Partei. 
BEI DER INNEREN SICHERHEIT | 
Scharping haarscharf an einer schweren 
persönlichen Niederlage vorbeige- 
schrammt. Nur mit vielen Einschränkun- 
gen und Zugeständnissen hat sich die 
SPD von ihrer Blockadehaltung bei der 
Inneren Sicherheit halbherzig abgesetzt- 
Angesichts der äußerst knappen Absti"1' 
mungsergebnisse sind weitere schwere 
Auseinandersetzungen in der SPD übef 

die Innere Sicherheit vorprogrammiert- 
Eine Partei, die in den entscheidenden 
Fragen der Wirtschafts-, Innen- und 
Außenpolitik taktiert, die keine klaren 
Positionen bezieht, sondern ausweicht ^ 
und laviert, ist nicht fähig, auch nur e>n 
Teil der Regierungsverantwortung zu 
übernehmen. Die Beschlüsse des SPD' 
Parteitages taugen bestenfalls für eine 
Oppositionspolitik. , 

Nicht regierungsfähig s 
Schließlich ist auch die allzu demonst'3 

tiv zur Schau gestellte Einigkeit in der 
Führungsfrage bei der SPD brüchig- 
Rudolf Scharping hat das zweitschlecn 
ste Wahlergebnis eines SPD-Vorsitzen* 
den nach dem Krieg. Schlechter hat n^ 
er selbst bei seiner Wahl im Juni diese 
Jahres abgeschnitten. Sein Ergebnis is 
prozentual sogar schlechter als daS*°cfr 
drei seiner fünf Stellvertreter, einsch» 
lieh seines innerparteilichen Widersa-^ 
chers Lafontaine. Es bleibt abzuwarte 
wer in der SPD künftig das Sagen hat- 
Nicht der Schein eines Parteitages, so   jj 
dem die Wirklichkeit bestimmt das u ^ 
über die SPD. Nach Wiesbaden laute   ^ 
nach wie vor: Nicht regierungsfähig- 
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attraktiv zu halten und wetterfest zu 
machen. Nur so können bei uns Arbeits- 
plätze erhalten und dauerhaft gesichert 
werden. So sichern wir die Zukunft für 
unser Land. Mit dieser Zielsetzung hat 
die Bundesregierung in den zurückliegen- 
den Wochen und Monaten wichtige 
Initiativen zur Stärkung des Standortes 
Deutschland bereits auf den Weg 

Von Bundesminister 
Friedrich Bohl, Chef des 
Bundeskanzleramtes 

SPD präsentiert wieder alte Hüte 
^*s von der SPD auf ihrem Wiesbade- 
JJ Parteitag vorgeschlagene wirt- 
,c|)aftspolitische Programm fördert 
e,ne Leistungsanreize und hilft nicht, 
ntabie Arbeitsplätze zu schaffen und 

jj sichern. Es führt deshalb in die 
j*?* Die SPD präsentiert die alten 
(JJ-e: noch stärkere Besteuerung 

nerer Privateinkommen und Vermö- 
Üfit staat''cn gelenkte Investitionspo- 
t '* und staatliche Alimentierung wei- 

er Arbeitszeitverkürzungen. 
s alles stärkt nicht unsere internatio- 

ni u ^ett'3ewert>sfähigkeit, sondern ver- 
red      letzt,ich Arbeitsplätze. Die SPD 

et von einem nationalen Beschäfti- 
in ^sPa'ct und behindert gleichzeitig 
b estitionsfördernde Maßnahmen der 
^   clesregierung, wo immer sie kann. 
^.Wiesbadener Parteitag sollte von der 
ne    genutzt werden, um Klarheit in eige- 

r sache zu schaffen. 
Vi 1 
b
,e»e ungelöste Fragen 

*U K ^at eme Fülle ungelöster Fragen 
e-   antworten und Widersprüche ihrer 
I   nen Wirtschaftspolitik zu bewältigen: 

arum hat sie den Energiekonsens 
Ä 

Verhindert? 
arum macht sie bei der Haushalts- 

I   °nsolidierung nicht mit? 
j *rum behindert sie den Straßenbau 

%     andern und Kommunen? 
arum verzögert sie die Gentechnik 

% fallen Ebenen? 
^ arum beargwöhnt sie jegliche Groß- 

% vj   Zukunftstechnologie? 
^"urn win sie nichts von flexibleren 

bieft eitsPlätzen wissen? 
sche ^^esregierung hat sich dem politi- 
^eüt 

Z'el verschrieben, den Standort 
c"land im weltweiten Wettbewerb 

gebracht — zum großen Teil gegen den 
heftigen Widerstand der SPD: 
• das Standortsicherungsgesetz mit 

einer deutlichen Absenkung der 
Ertragssteuern; 

• das Investitionserleichterungs- und 
Wohnbaulandgesetz mit dem Abbau 
von Verwaltungshemmnissen; 

• das Altschuldenhilfegesetz mit einer 
Anschubwirkung für den Wohnungs- 
bau in den neuen Bundesländern; 

• das Arbeitszeitrechtsgesetz mit zusätz- 
lichen Flexibilisierungsmöglichkeiten 
in der Arbeitsorganisation; 

• die Novelle zum Gentechnikgesetz; 
• die Beschlüsse zur Reform von Bahn 

und Post; 
• die Umsetzung der Sparbeschlüsse 

zum Bundeshaushalt in der Größen- 
ordnung von über 20 Milliarden 
Mark. 

Während die SPD in Wiesbaden noch 
über Lohnentwicklung und Produktivität 
tagelang streitet, hat Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl in China Wirtschaftsaufträge in 
Milliardenhöhe nach Deutschland geholt. 
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Die SPD fälscht die Geschichte 
Zur Wiesbadener Rede des stellvertre- 
tenden SPD-Vorsitzenden Wolfgang 
Thierse erklärte die stellvertretende 
Vorsitzende der CDU, Bundesministe- 
rin Angela Merkel: 

Die Äußerungen von Wolfgang Thierse 
zur Wiedervereinigung stellen den 
unglaublichen Versuch einer Geschichts- 
fälschung dar, der in aller Deutlichkeit 
zurückzuweisen ist. 
Ausgerechnet die SPD zur „Partei der 
Einheit" zu proklamieren, widerspricht 
der historischen Wahrheit. Schließlich 
war es die SPD, die durch eine Annähe- 
rung an die SED auch nach außen klarge- 
macht hat, daß wir uns mit zwei Staaten 
auf deutschem Boden abzufinden hätten. 
Herr Thierse möge die einschlägigen 
Dokumente mit Zitaten von Engholm, 
Schröder, Bahr, Lafontaine u. a. nachle- 
sen. 
Auch die Weigerung der SPD-geführten 
Länder, die Unrechts-Erfassungsstelle in 
Salzgitter nicht mehr zu finanzieren, lag 
auf dieser Linie. Und schließlich wurde 
die Wahlkampfstrategie Oskar Lafontai- 
nes von den Menschen in der ehemaligen 
DDR nicht von ungefähr als Ablehnung 
eines wiedervereinigten Deutschlands 
empfunden. 
Selbst heute haben viele Menschen im 
Osten Deutschlands — so kürzlich der 

SPD-Fraktionsvorsitzende im Mecklen- 
burg-Vorpommern, Harald Ringstorff 1 
das Gefühl, daß Oskar Lafontaine die 
Dimension der deutschen Einheit immer 

noch nicht verstanden hat. 
Die Behauptung, es sei „ein unverschäfl1' 
tes Glück der CDU, an der Regierung 
gewesen zu sein, als sich die Chance zur 
Befreiung eröffnete", geht ebenfalls dan 
ben. Richtig ist vielmehr, daß es für die 
Menschen in der ehemaligen DDR ein 
großes Glück bedeutete, daß in den 
Herbsttagen des Jahres 1989 in der Bun- 
desrepublik nicht die SPD regierte. 

Einmalige Chance genutzt ^ 

Das größte Verdienst an der Gewinnung 
der Einheit Deutschlands kommt den 
Menschen zu, die damals in der DDR 
lebten. Ohne das international aner- 
kannte politische Geschick des Bundes- 
kanzlers wäre die Chance der Einheit 
jedoch vertan worden. Die CDU ist die . 
Partei der Einheit, und sie wird die Pa 
sein, die die Vollendung der inneren t' 
heit Deutschlands ebenso bewältigt *J ^ 
den Aufbau in den neuen Bundeslände 

Die SPD sollte aufhören, mit gespal^0^ 
Zunge in Ost und West zu reden, sond 
lieber den Erwartungen der Menschen 
nach realistischen Konzepten für 
Zukunftsprobleme entsprechen. 

Auftragsbücher der Peene- 
Die Wolgaster Peene-Werft mit ihren 
1.000 Schiffbauern ist für 1994 mit 
dem Bau von Forschungsschiffen, 
Schnellbooten für die brasilianische 
Marine und Küstenmotorschiffen im 
Gesamtwert von 200 Millionen Mark 
„so gut wie ausgelastet". 

Werft für 1994 gut gefüllt 
Werftbesitzer Detlef Hegemann hon1 

ferner auf Reparaturaufträge der Bun- 
desmarine. Der von der Europäische 
Union subventionierte Umbau der 
Werft werde in den kommenden Ja«1" 
ren 180 Millionen DM Investitionen 
erfordern. 
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SPD bleibt die Partei 
der Umverteilung 

j*jt ihrem Wirtschaftsprogramm legt 
Je SPD ein in sich widersprüchliches 
j^nzept vor, das in entscheidenden 
"okten an Forderungen und erfolglo- 

L..
1
* Konzepten der Vergangenheit fest- 

d!r Pie SPD 8ibt sich den Anschein es wirtschaftspolitischen Pragmatis- 
ms, in der Realität bleibt sie aber die 
J*tei der Umverteilung und des 

*atsinterventionismus. 

% Öie SPD hat kein Konzept zur 
Sicherung der Staatsfinanzen 

ei5.Beschluß zum Thema Wirtschaft ist 
j    Sammelsurium undurchdachter und 
^n°^ w'dersprüchlicher Vorschläge. Die 
Sta   er^ärt zwar d^ Konsolidierung der 
gl .atsfinanzen zur wichtigen Aufgabe, 
(ja ^ zeitig legt sie ein Sparkonzept vor, 
bj. bei weitem nicht das Volumen er- 
A   8*, das nötig wäre, um zusätzliche 
ejn ^a°enprojekte zu finanzieren. Ohne 
üta So'^e Finanzierung sind neue 
lic>aisausgaben angesichts der wirtschaft- 
b|e-fn Gesamtlage nicht machbar. Es 
Oeu dabei: Die SPD kann nicht mit 
%'^umgehen. 

^ebulöses Projekt „ökologi- 
sche Steuerreform" 
„a|j     D fordert die Einführung einer 
^nd     .emen Energiesteuer". Wer diese 
Wij|   eitere Umweltsteuern einführen 
CflertuUß lconkret sagen, wo "nd m wel" 
entia    mfan8 dann der Faktor Arbeit 
Sjjj^et werden soll. Wer dies wie die 
% P lcbt tut> würde mit einer allgemei- 

nergiesteuer den ohnehin vorhan- 

denen deutschen Standortnachteil Ener- 
giekosten weiter verstärken. Mit der SPD 
würden wir unsere europäische Wettbe- 
werbsfähigkeit aufs Spiel setzen. Nur 
gemeinsam mit den anderen Industrie- 
staaten können wir unser Steuersystem 
erfolgreich umbauen. 

• Falscher Weg bei der Reform 
der Unternehmensbesteuerung 

Die SPD will die Unternehmensbesteue- 
rung durch eine zeitlich befristete steuer- 
liche Fördermaßnahme für Zukunftsinve- 
stitionen reformieren. Dieser Vorschlag 
geht weit an den Erfordernissen einer 
generellen Reform der Unternehmensbe- 
steuerung, wie sie die Bundesregierung 
eingeleitet hat, vorbei. Die Unternehmen 
brauchen keine vorübergehende Förde- 
rung der Investitionstätigkeiten, sondern 
eine dauerhafte und berechenbare Entla- 
stung von Steuerpflichten. Sie wissen 
selbst, wie sie am besten Steuererspar- 
nisse nutzen können. Nur durch eine all- 
gemeine Reform der Unternehmensbe- 
steuerung, wie sie die CDU durchführen 
wird, kann erfolgreich der Anreiz zu 
höheren Gewinnen, höheren Investitio- 
nen und damit zur Schaffung zukunfts- 
trächtiger Arbeitsplätze gegeben werden. 

• Die SPD bleibt die 
Umverteilungspartei 

Die SPD möchte zur Belebung der Bin- 
nenkonjunktur die Lohn- und Einkom- 
menssteuer für kleine und mittlere Ein- 
kommen senken und zugleich die Bezie- 
her höherer Einkommen und großer Ver- 
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mögen stärker belasten. Eine solche Poli- 
tik setzt falsche Anreize: Eine weitere 
Belastung der oberen Einkommen senkt 
die Leistungsbereitschaft. Schon heute 
bringen die oberen zehn Prozent der 
Lohn- und Einkommenssteuerpflichtigen 
über 50 Prozent der Einnahmen aus die- 
sen Steuerarten auf. Die SPD hemmt also 
durch erhöhte Belastungen die Leistungs- 
fähigkeit und Eigeninitiative der Bürger 
und gefährdet damit das Ziel, die Wachs- 
tumskräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland zu stärken. 

• Die SPD hat kein Konzept zur 
Überwindung der Krise auf dem 
Arbeitsmarkt 

Mit der alten SPD-Forderung nach staat- 
lichen Beschäftigungsgarantien in einem 
„nationalen Beschäftigungspakt" gegen 
Massenarbeitslosigkeit lassen sich keine 
neuen und zukunftssicheren Arbeits- 
plätze schaffen. Wer die noch stärkere 
Besteuerung von hohen Privateinkom- 
men und großen Vermögen fordert, um 
damit Investitionen in neue Arbeitsplätze 
zu finanzieren, erreicht genau das Gegen- 
teil, da hierdurch Leistungsanreize 
gemindert werden. Eine staatlich gelenkte 
Investitionspolitik hat bisher immer ver- 
sagt. Das hat sich nicht zuletzt auch in 
allen von Sozialdemokraten und Soziali- 
sten regierten Staaten gezeigt. 

• Die SPD setzt auf Mangelver- 
teilung statt auf Wettbewerbs- 
stärkung 

Die richtige Erkenntnis von Teilen der 
SPD, daß die Arbeitskosten in Deutsch- 
land zu hoch sind, konnte sich auf dem 
Parteitag in Wiesbaden nicht durchset- 
zen. Die SPD ist nicht bereit, konkrete 
Schritte zur Senkung dieser Kosten fest- 
zulegen. Pauschale Arbeitszeitverkürzun- 
gen, wie sie die SPD fordert, sind der fal- 
sche Weg. Vielmehr müssen die Arbeits- 
zeiten und vor allem die Maschinenlauf- 

zeiten flexibel gestaltet werden. Das kan 
in einigen Bereichen auch eine längere 
individuelle Wochen- oder Lebensarbeit5 

zeit bedeuten. Die Sozialdemokraten set- 
zen auf Mangelverteilung, während ins- 
besondere unsere Wettbewerber in Ost- 
asien und zunehmend in Osteuropa wei- 
tere Produktivitätssprünge durch Flexit" 
lisierung einleiten. 

• Die SPD hält an der Fiktion   t 
eines „Zweiten Arbeitsmarktes 
fest 

Zur Stärkung der „aktiven Arbeitsmark1, 
politik" fordert die SPD einen „öffentH 
geförderten Arbeitsmarkt". Ein solcher 
„Zweiter Arbeitsmarkt" birgt aber die 
große Gefahr in sich, daß „reguläre 
Arbeit" durch Aufbürdung der Kosten 
des Zweiten Arbeitsmarktes noch weit6 

verdrängt wird. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn durch staatliche Mittel dau 

erhaft Arbeitsplätze subventioniert W& 
den, die nicht konkurrenzfähig sind. W 
brauchen keine Staatswirtschaft, sonOß 
gute staatliche Rahmenbedingungen» 
eine starke Wirtschaft. 

• Die SPD blockiert Zukunfts- 
technologien 

Die Pläne der SPD zur Forschungsf^ 
rung sind unglaubwürdig. Die SPD t0 

dert mit großem Aufwand Forschung 
Projekte, und gleichzeitig läßt sie den 
Aufbau entsprechender Produktionss^ 
ten in Deutschland scheitern. Wie we 
die SPD bisher bereit ist, gemäß ihren 
programmatischen Aussagen Zukun 
technologien eine wirkliche Chance 
geben, belegt sie durch ihr eigenes n ^ 
dein: Zukunftstechnologien wie B,°" je 
Gentechnik oder die C02-emissionsi 
Kernkraft werden durch die Politik 
SPD bis zum heutigen Tage abgelebte 
und insbesondere auch auf ^ändere 
und im Bundesrat blockiert. Die Sr 
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Die im SPD-Antrag aufgestellten Hür- 
den und Verfahrensgänge würden 
dazu führen, daß der Einsatz der aku- 
stischen Beweissicherung regelmäßig 
zu spät erfolgte. Es hat keinen Sinn, 
daß die Polizei erst eingreifen darf, 

Generalsekretär Peter Hintze: 

CDU gründet Polizeiarbeitskreis 
Die CDU setzt sich für eine Stär- 
kung unserer Polizei ein. Dem 
wachsenden Verbrechen werden wir 
dann Herr, wenn wir unsere Polizei 
nicht nur personell, finanziell und 
technisch, sondern auch rechtlich 
auf den neuesten Stand bringen. 

Öie CDU besteht deshalb neben ande- 
ren wichtigen Maßnahmen auf der 
raschen Einführung der akustischen 
°eweissicherung zum Abhören von 
Verbrecherwohnungen. Kein recht- 
schaffener Bürger hat dafür Verstand- 
es, daß die Polizei gegen Mordverab- 
redungen oder Rauschgiftgeschäfte 
derzeit nicht mit Mitteln der akusti- 
schen Beweissicherung vorgehen darf. 

SPD muß nachbessern 
Nachdem die SPD unserem jahrelan- 
gen Drängen nachgegeben hat, ist jetzt 
auch die FDP zu einer Kurskorrektur 
aufgefordert. Aber auch die SPD muß 
erheblich nachbessern und „Ja" zu 
^'nem für die Polizei praktikablen Ver- 
fahren sagen. 

SPD und FDP müssen Weg zur 
wirksamen Verbrechens- 
bekämpfung bei akustischer 
Beweissicherung frei machen. 

wenn die Verbrecher längst auf Nim- 
merwiedersehen verschwunden sind. 
Die CDU bildet heute auf Bundes- 
ebene einen Polizeiarbeitskreis. Damit 
soll das Gespräch mit der Polizei 
intensiviert werden. Die CDU als Par- 
tei der Inneren Sicherheit fühlt sich 
unserer Polizei und ihrem Auftrag in 
besonderer Weise verpflichtet. Des- 
halb ist der ständige intensive Aus- 
tausch mit den Polizeipraktikern aus 
den Bundesländern für uns sehr wich- 
tig- 

ty rrt sich damit auch gegen einen ausge- 
renönen Energie-Mix, der zu bezahlba- 
nil Reisen für die deutsche Wirtschaft 
j,   "n Zusammenspiel von heimischer 
krap   ' erneuerbaren Energien und Kern- 

aft zu finden ist. 

Ö»e SPD hat nur ein halbherzi- 
"es Konzept zur Privatisierung 

In ynd Deregulierung 
'hre m Papier fordert die SPD die Pri- vat- • 

krat- erun8> Deregulierung und Entbüro- 
'erung von staatlichen Leistungen. 

Dies schränkt sie aber sofort wieder ein, 
indem sie außer Polemik „gegen die Pri- 
vatisierung und Deregulierungs-Euphorie 
der Regierungskoalition" eine Antwort 
auf die Frage schuldig bleibt, in welchen 
Bereichen privatisiert werden kann. Die 
SPD ist es darüber hinaus, die bis heute 
in allen für die Wirtschaft relevanten 
Bereichen eine Straffung von Genehmi- 
gungsverfahren verhindert. Dies gilt 
besonders für den Anlagenbereich, die 
Ausgestaltung des Baurechts und die 
Umweltgesetzgebung. Mit der SPD ist 
kein Staat leistungsfähiger zu gestalten. 
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Den Einsatz für mehr Sicherheit 
für Touristen weiter verstärken 
Nach Anhörung von Vertretern des 
Auswärtigen Amtes, der Reiseorgani- 
sationen, Reiseveranstalter und der 
Polizei über den Schutz deutscher Tou- 
risten im Ausland erklärten der Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe Fremdenver- 
kehr und Tourismus der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Rolf Olderog, 
und der stellvertretende Vorsitzende 
des Fremdenverkehrs-Ausschusses, 
Simon Wittmann: 
Bürgerkrieg und Terrorakte, Überfälle 
und allgemein eine stark zunehmende 
Kriminalität drohen immeF mehr, zur 
schweren Belastung des internationalen 
Tourismus zu werden. Wir fordern aus- 
ländische Regierungen, die Verantwortli- 
chen der ausländischen Tourismuswirt- 
schaft und auch die deutschen Reisever- 
anstalter auf, ihren Einsatz für noch mehr 
Sicherheit der Touristen weiter zu verstär- 
ken. 
Zu diesem Ergebnis kommt die Arbeits- 
gruppe Fremdenverkehr und Tourismus 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion nach 
einer Anhörung von Experten des Aus- 
wärtigen Amtes, der Reiseorganisationen, 
Reiseveranstalter und der Polizei über 
den Schutz deutscher Touristen im Aus- 
land. 
Die Morde an deutschen Urlaubern in 
Florida, die Anschläge in Ägypten und 
Bombenattentate gegen Touristen in der 
Türkei sind lediglich besonders spektaku- 
läre Beispiele. Insgesamt müssen Touri- 
sten heute damit rechnen, weit weniger 
Sicherheit in Urlaubsorten und in Reise- 
ländern vorzufinden, als das noch vor 
wenigen Jahren der Fall war. 
Nach Auskunft des Auswärtigen Amtes 
in Bonn muß zur Zeit nicht nur dringend 
davor gewarnt werden, Bürgerkriegsge- 

biete im ehemaligen Jugoslawien oder 
Somalia zu besuchen. Insgesamt raten d» 
Bonner Experten von Reisen in rund e>n 

Dutzend Länder ab. Bei noch mehr Län- 
dern wird nachdrücklich auf ein erhöhtes 
Sicherheitsrisiko hingewiesen. 
Jeder interessierte Reisende kann dazu 
detaillierte Informationen vom Auswärt'' 
gen Amt telefonisch oder per Telefax 
abrufen. Auch alle deutschen Reisebüro5 

verfügen über diese Informationen. Zu 

den Ländern, die deutsche Touristen zur 

Zeit unbedingt meiden sollten, zählen 
u. a. Aserbaidschan, Burundi, Georgien 
Haiti, Ruanda, Tadschikistan, Uganda 
und Zaire. Am meisten Sicherheit — s° 
urteilen Experten — dürften die Toufl- 

Bürgerkriege und Terror- 
akte, Überfälle und eine 
stark zunehmende Krimina- 
lität werden immer 
mehr zu einer schweren 
Belastung des inter- 
nationalen Tourismus. 

sten in den skandinavisch-nordeuropa1' 
sehen Ländern finden. 
Wir erkennen ausdrücklich an, daß v0 

der Bundesregierung und der deutsche 
Reisebranche bereits wichtige Schritte 
unternommen wurden. Neben dem a* ^ 
eilen Informationsdienst des Auswärtig 
Amtes ist ein vom deutschen Reisebüf 
verband im Buchungssystem STAR >   QS 

gerichteter und damit für alle Reisebüf 
verfügbarer zusätzlicher Informations- 
dienst zu nennen. 
Die deutschen Reiseveranstalter habe 

untereinander vereinbart, sich in Kfls 
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'allen gegenseitig zu unterstützen und 
erforderlichenfalls auch in gemeinsamen 
^ktionen Touristen aus bedrohten Lagen 
kurzfristig auszufliegen. Darüber hinaus 
steUen die deutschen Reiseveranstalter 
Ur,d Reisebüros Broschüren mit wichti- 
gen Hinweisen für einen möglichst pro- 
blemlosen Aufenthalt der Touristen zur 
Vei"fügung. 
^as Expertengespräch der CDU/CSU- 
°ütiker hat deutlich gemacht, daß Grup- 

Penreisen, die von ortskundigen Reise- 
unrern geleitet werden, erheblich mehr 

^'cherheit bieten, als das bei Individual- 
ist möglich ist. Wir empfehlen, unsi- 

chere Gebiete möglichst nur mittels 
^ruPpenreisen zu besuchen. In jedem 

^'l sollten Touristen sich vor Reisean- 
ntt- mit den Sicherheitsempfehlungen der 
eutschen Polizei vertraut machen (zu 
•"halten bei allen kriminalpolizeilichen 
eratungsstellen des Bundes und allen 
ol'zeidienststellen). 
.'e geben umfangreiche Hinweise, wie 
'ch Touristen gegen Überfälle, Raub, 
lebstahl, Betrügereien und insbeson- 
ere Kreditkartenbetrug besser schützen 

können. Auch die Empfehlungen der Rei- 
sebüros und Reisebüroverbände sollten 
unbedingt beachtet werden. 
Der Münchener Reiseveranstalter Studio- 
sus setzt zur Zeit für seine Reisegrupppen 
im Nachtzug von Moskau nach St. Peters- 
burg einheimische Sicherheitskräfte als 
Begleiter ein. Dies hat nicht nur die 
objektive Sicherheit der Touristen 
wesentlich erhöht, es gibt ihnen auch ein 
sicheres Gefühl und ermöglicht damit 
unbeschwerteres Reisen. Wir empfehlen 
diesen Weg von Studiosus bei akuten 
Gefährdungen zur Nachahmung. 
Insgesamt fordern wir die Gastländer 
auf, die Sicherheitskräfte in touristischen 
Schwerpunktgebieten wesentlich zu ver- 
stärken sowie mehr Polizeistreifen und 
Polizeipräsenz zu organisieren. Erhöhten 
Schutz bieten auch kompakte Ferienanla- 
gen, die äußere Schutzvorrichtungen 
gegen unbefugten Zutritt aufweisen und 
die eigene Sicherheitskräfte einsetzen. — 
Für die Sicherheit der Touristen kann 
noch erheblich mehr getan werden, ein 
umfassender Schutz aber dürfte uner- 
reichbar sein. 

Andre Chahoud neuer Frischluft-Vorsitzender 
P'e 3. Bundestagung des Christ- 
'•ch-Demokratischen Kinder- und 
Jugendverbandes Frischluft e.V. hat 
jjni 13. November in Königswinter 
den 27jährigen Jüchener Andre 
^hahoud zum neuen Bundesvorst- 
änden gewählt. 

Chahoud kündigte für 1994 verstärkte 
Arbeit des Verbandes im Jugendbil- 
dungsbereich an: „Zunehmende Poli- 
ikverweigerung und soziales Desinter- 

esse unter Jugendlichen sind Alarmsi- 
gnale für mangelnde Akzeptanz des 
demokratischen Staatswesens. Wir 

wollen durch unsere Arbeit für mehr 
Mitarbeit in der Demokratie werben." 
Frischluft e.V., der bundesweit mehr 
als 5.000 Mitglieder vertritt, arbeitet 
mit dem Ziel, Kinder und Jugendliche 
auf der Grundlage des christlichen 
Menschenbildes zu Selbstverwirkli- 
chung und demokratischem Engage- 
ment zu führen. 

Der 1989 gegründete Verband fördert 
dieses Ziel unter anderem durch Frei- 
zeitmaßnahmen, Bildungsseminare, 
internationale Jugendarbeit und Publi- 
kationen. 
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Vermittlung von Ausbildungsplätzen 
in den neuen Ländern erfolgreich 
Als einen „großen Erfolg gemeinsamer 
Anstrengungen" hat Bundeskanzler- 
amtsminister Friedrich Bohl das Okto- 
ber-Ergebnis bei der Vermittlung von 
Ausbildungsplätzen für ostdeutsche 
Jugendliche gewürdigt. 

Zur Zeit suchen nach Angaben der Bun- 
desanstalt für Arbeit nur noch rd. 900 
Bewerber eine Stelle. Auch für diese 
Jugendlichen stehen Ausbildungsange- 
bote im Osten bereit. „Damit sind" — so 
Bohl — „die Katastrophenszenarien der 
brandenburgischen Sozialministerin Frau 
Hildebrandt und anderer Kritiker, die 
noch im Sommer von einer Versorgungs- 
lücke von bis zu 50.000 Plätzen sprachen, 
eindrucksvoll widerlegt." 
„Der Bundeskanzler hat", wie Bohl wei- 
ter unterstrich, „die Versorgung von 
Jugendlichen mit qualifizierten Ausbil- 
dungsplätzen immer als eine Aufgabe 
angesehen, deren Bedeutung weit über 
den Bereich der Berufsqualifizierung hin- 
ausreicht. 

Mit einem guten Start ins Berufsleben 
wird das Vertrauen junger Menschen in 
die Demokratie und die freiheitlich- 
soziale Wirtschaftsordnung gestärkt. Ein 
ausreichendes Angebot an guten Ausbil- 

dungsplätzen ist die beste Prävention     t 
gegen Zukunftsangst und Radikalismus- 
Bundeskanzler und Bundesregierung 
haben die Lehrstellenentwicklung in den 
neuen Ländern seit Jahresbeginn sorgfä»' 
tig beobachtet und schon früh Initiative«1 

eingeleitet. Ein Ergebnis war u. a. eine 
Lehrstellenzusage der Wirtschaft, die 
dazu führte, daß das betriebliche Lehr- 
stellenangebot gegenüber dem Vorjahr 
um 12 Prozent gesteigert werden konnte- 

Europa direkt erfahrbar      ^ 

Als sich schließlich in mehreren RegiO' 
nen und Berufssparten Versorgungslüc- 
ken abzeichneten, hat die Bundesregie- 
rung mit den neuen Ländern ein Förder- 
programm für 10.000 außerbetriebliche 
Ausbildungsplätze vereinbart. Damit ^ 
sichergestellt, daß alle Lehrstellenbewef 
ber ein Ausbildungsangebot erhalten 
konnten. An der Finanzierung dieses "r 
gramms beteiligt sich außer Bund und 
neuen Ländern auch der europäische 
Sozialfonds. „Auf diese Weise wird", n° 
Friedrich Bohl hervor, „für Tausende v 

Jugendlichen und ihre Eltern in den 
neuen Ländern Europa als lebensnahe 
Perspektive direkt erfahrbar." 

BAUBOOM OST BESCHLEUNIGT SICH. Der Wohnungsneubau in 
den neuen Ländern bekommt mehr und mehr Fahrt. In den ersten acht Monaten 
dieses Jahres sind 42381 neue Wohnungen zum Bau genehmigt worden. Dies 
macht deutlich, daß der Wohnungsneubau in den neuen Ländern noch schneller 
wächst als bisher. Im ersten Halbjahr 1993 sind knapp 28000 Wohnungen 
genehmigt worden, so daß bisher ein Jahresergebnis von gut 50000 neu geneh- 
migter Wohnungen in den neuen Ländern prognostiziert worden war. Diese 
Schätzungen müssen nun deutlich nach oben korrigiert werden. 
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Stichwort: Europäische Union 

Nicht einfach nur ein neuer Name 
j|ie Deutschen und ihre Nachbarn 
"^-^müssen sich umgewöhnen: Der 
^iter dem Kürzel EG vertraut gewordene 
^ölferclub der Europäischen Gemein- 
chaft ist zur Europäischen Union (EU) 
erangewachsen. Staatsmänner und 

pedien fügen sich zunehmend dem am 
• November in Kraft getretenen Maas- 

echter Vertrag, in dem es heißt: „Durch 
•esen Vertrag gründen die Hohen Ver- 
a8sparteien untereinander eine Euro- 

p'sche Union, im folgenden als Union 
be: Seichnet.' 

jjgj)ach auf drei Säulen  
le Architekten der Union haben buch- 
üblich ein neues europäisches Haus 

s baut: Die Europäische Union ist das 
j. ?ch, das von drei Säulen getragen wird. 
_le erste Säule ist die Europäische 
,„^meinschaft und ihre bis spätestens 
" angestrebte Wirtschafts- und Wäh- 

Jpgsunion. Den zweiten Pfeiler bildet 
^le neue gemeinsame Außen- und Sicher- 
j eilsPolitik. Das dritte tragende Element 
j  d'e Zusammenarbeit im Bereich 
"nenpolitik und Justiz. 
£??üs haben die Außenminister der 

olf Konsequenzen gezogen und das 
w."gebliche gesetzgebende Organ, den 
de 

n,s.terrat, umbenannt: In Zukunft wer- 
Sch die Minister a,s "Rat der Europäi- 
t) R

0
- ^mon" Entscheidungen treffen. 

seh     Spielt es keine Rolle' ob Wirt" 
wts-, Agrar-, Finanz- oder Verkehrs- 

^ini 
Alle- 

ster am Konferenztisch sitzen. 
rdings: Die Union selbst besitzt keine 

Q^ene Rechtspersönlichkeit 
sensatz zur Europäischen Gemein- 

im 

schaft. Daher müssen sich auch weiterhin 
alle Rechtstexte unter dem Überbegriff 
der Union auf EG beziehen. Deren Exe- 
kutive ist die „Europäische Kommission" 
in Brüssel. Die alte Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft (EWG) wird durch 
den Maastrichter Vertrag nunmehr aus 
dem Sprachgebrauch verbannt. 
Dabei ist der Begriff der Union nicht neu. 
Schon 1972 hatten die Regierungschefs 
der EG ihre Absicht erklärt, „vor dem 
Ende dieses Jahrzehnts in absoluter Ein- 
haltung der bereits beschlossenen Ver- 
träge die Gesamtheit der Beziehungen 
der Mitgliedstaaten in eine Europäische 
Union umzuwandeln". Seither stand die 
Union als Begriff für das politische End- 
ziel der europäischen Integration. 
Auch heute steht der neue Name Union 
noch für Programm: Selbst die überzeug- 
testen Europäer sehen, daß Maastricht 
die Union zwar begründet, sie aber noch 
längst nicht vollendet hat. 

Der Begriff setzt sich durch 

Auch in der europäischen Medienwelt 
setzt sich der Begriff — wenn auch zum 
Teil zögerlich — durch: Zeitungen wie 
die „Frankfurter Allgemeine Zeitung", 
die britische „Financial Times" oder die 
Pariser „Le Monde" sind sofort auf EU 
umgeschwenkt. Andere Zeitungen, wie 
etwa die britischen Massenblätter „Sun" 
und „Daily Mirror", machen aus politi- 
schen Gründen noch einen Bogen um die 
Union. In den Benelux-Ländern ist die 
EU schon in Fleisch und Blut übergegan- 
gen, während im Süden der Zwölferge- 
meinschaft erst einmal abgewartet wird. 
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Kennedy war ein Symbol der Hoffnung 
Zum 30. Todestag von John 
F. Kennedy erklärte General- 
sekretär Peter Hintze: 

Am 22. November vor 30 Jahren fiel der 
amerikanische Präsident John Fitzgerald 
Kennedy einem heimtückischen Attentat 
zum Opfer. Sein Aufruf „Fragt nicht, was 
Euer Land für Euch tun wird — fragt, 
was Ihr für Euer Land tun könnt", reicht 
in seiner Bedeutung weit über die USA 
hinaus. Seine Aufforderung ist für alle 
Demokraten Verpflichtung und Auftrag. 
Für uns Deutsche war Kennedy mehr als 
nur ein Präsident der USA. Er war ein 
Symbol der Hoffnung auf ein wiederver- 
einigtes Deutschland in Frieden und Frei- 
heit. Unvergessen ist sein begeisternder 
Aufenthalt in West-Berlin im Juni 1963, 
wo er das eingemauerte Berlin zur Frei- 
heitsbastion der Welt verkündete. Mit sei- 
nem Abschlußsatz: „Alle freien Men- 
schen, wo immer sie leben mögen, sind 
Bürger dieser Stadt West-Berlin, und des- 
halb bin ich als freier Mann stolz darauf, 
sagen zu können: Ich bin ein Berliner!", 
löste Kennedy wahre Begeisterungs- 

stürme in Berlin aus. Daraus schöpften 
nicht zuletzt auch die Deutschen im 
Osten große Hoffnung auf eine Zukunft 
ohne Mauer und Stacheldraht. 

Kennedy war es nicht mehr vergönnt, di<j 
friedliche Vereinigung Deutschlands und 
den Zusammenbruch des Kommunismus 
in Mittel- und Osteuropa zu erleben. 
Indem wir Deutsche an diesem Tag der 
Trauer seiner gedenken, beweisen wir 
ihm und dem gesamten amerikanischen 
Volk unsere Dankbarkeit für die wieder- 
gewonnene Einheit Deutschlands. 

Heute stehen wir als Volk in der Mitte 
Europas in der Verpflichtung, dem Auf- 
ruf Kennedys an die Welt zu folgen. DaS

f 
geeinte Deutschland muß sich jetzt seine 
internationalen Verantwortung als gle«c 

berechtigter, aber auch gleichverpflichj 
ter Partner der Völkergemeinschaft stel- 
len. Wir können und müssen eine zen- 
trale Rolle beim Bau der neuen Archite*' 
tur Europas übernehmen. 

Kennedys Präsidentschaft währte nur 
1000 Tage, sein Vermächtnis bleibt aber 
auch in Zukunft unser Auftrag. 

Gentechnik - Chancen und Risiken 
Gentechnik ist keine ferne Techno- 

logie von morgen. Mit ihren enor- 
men Chancen und Anwendungsmög- 
lichkeiten spielt sie in der Wissen- 
schaft und Industrie von heute eine 
Schlüsselrolle. 
Um eine offene, sachliche und kon- 
struktive Diskussion über Gentechnik 
führen zu können, sind Informationen 
unerläßlich. Hierzu dient die neue 
Broschüre des Bundesministeriums 
für Gesundheit mit dem Titel „Gen- 
technik — Chancen und Risiken". Sie 

informiert über die Entwicklung der 
Gentechnik von den Anfängen bis 
heute, ihre Hoffnungen und Chancen 
und setzt sich mit Ängsten und Risi- 
ken in der Medizin und in der Ernäh- 
rung auseinander. 

Sie kann ab sofort kostenlos bei 
der Broschürenstelle des Bundes- 
ministeriums für Gesundheit 
unter der Telefon-Nr. (0228) 
941-1644 oder 941-1645 ange- 
fordert werden. 
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4-Tage-Woche kein 
generelles Modell 

tjJ
r Verbesserung der Standortattrak- 

e. 
IJät Deutschlands gehört neben 

(r.
er Entlastung der Unternehmenser- 

a8e ebenso eine steuerliche Entla- 
ng des Faktors Arbeit. 

|0 . ^ie bedrohlich angestiegene Arbeits- 
be 1^.e't wirksam bekämpfen zu können, 

nötigen wir in Zukunft eine intelli- 
s . e» flexible Ausgestaltung und Organi- 
^ 'on des Faktors Arbeit. Arbeit darf in 
1 utschland nicht mit zu hohen 
> Sangshürden überfrachtet werden, der 
Un??n8 »in Arbeit" muß schnell und 
Be Ur°kratisch erfolgen können. Die 
t)p,T"1Un8en der Bundesregierung zur >Üh 
p0?e8uüerung des Vermittlung 

hi" 
smono- 

e
s der Bundesanstalt für Arbeit sind 
^u ein wichtiger Schritt. 

<lhr Flexibilität 

H   egstarife für Berufsanfänger und 
dje ^ltslose sind ein sinnvolles Mittel, um 
kitw r.°„nende Langzeitarbeitslosigkeit im 

X 
'^elf. all abzuwenden. 

tief.        als »Sozialabbau" versteht, ver- 
Plat ^

Ur den Graben zwischen Arbeits- 
efn^es!tzern unc* -suchenden. Dringend 
%P     ''Cn *st eme Süßere Flexibilisie- 
Vbe      Arbeitszeiten. Eine pauschale 
ist l^- SZeitverlängerung wie -Verkürzung 
üiese

ln Allheilmittel. Abzulehnen sind in 
^ß r? ^Usammenhang Überlegungen, 
Lojj le Bundesanstalt für Arbeit zum 
°^ T

a,Us8leich bei Teilzeitarbeit Hilfen 
nterstützungszahlungen zu leisten Hat. 

^e Red uzierung des Einkommens um 

bis zu 20 Prozent ist allerdings bei einer 
Pflichtverkürzung den Betroffenen 
schwer zumutbar. Deshalb muß eine stär- 
kere Flexibilisierung der Arbeitszeiten 
einhergehen mit einer Steuerreform, in 
der die Einkommen im unteren und mitt- 
leren Bereich durch eine Erhöhung des 

Von Rainer Haungs, 
wirtschaftspolitischer 

Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

Grundfreibetrages und eine niedrigere 
Progression entlastet werden. 
Damit die dadurch hervorgerufenen Steu- 
erausfälle nicht zu staatlichen Leistungs- 
einbußen mit direkten Auswirkungen bei 
der Bevölkerung führen, ist der Staat 
durch Einsparung und Delegation von 
Aufgaben über Deregulierung und Priva- 
tisierung und eine Rückführung der 
Staatsquote weiter zu entschlacken. Staat- 
liche Aufgaben, die besser und preiswer- 
ter von Privaten erfüllt werden können, 
sind deshalb so zügig wie möglich aus- 
zugliedern. 

Nur im Einzelfall 

Bei allen Überlegungen muß jedoch der 
Grundsatz weiterhin Gültigkeit besitzen, 
daß auch die 4-Tage-Woche kein globales 
Modell sein kann, sondern im Einzelfall 
von den direkt Betroffenen ausgehandelt 
werden muß. • 
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Blick nach vorn — Broschüre der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion  

Aus Anlaß der Vorstellung der Bro- 
schüre „Blick nach vorn — Impulse 
der Enquete-Kommission Frau und 
Gesellschaft 1973 bis 1993" erklärte 
am 8. November die Vorsitzende der 
Arbeitsgruppe Frauen und Jugend der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Claudia Nolte: 
In den letzten 20 Jahren sind wesentliche 
Voraussetzungen für die praktische 
Umsetzung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern geschaffen worden. 
Die Enquete-Kommission „Frau und 
Gesellschaft" hat den Blick nach vorn 
gerichtet und zur verstärkten Sensibilisie- 
rung in Gleichberechtigungsfragen beige- 
tragen. 
Am 8. November 1973 hat der Deutsche 
Bundestag auf Antrag der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion die Enquete-Kom- 
mission „Frau und Gesellschaft" einge- 
setzt. Eine neue Phase in der Frauenpoli- 
tik wurde damit eingeleitet. Die Kommis- 
sion entwickelte Vorschläge, wie die 
Situation der Frauen verbessert werden 
könnte. Dabei konzentrierte sie sich auf 
drei Schwerpunkte: 

• Verbesserung der Berufs- und 
Arbeitswelt 

• Förderung der Familie 
• Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

Die Broschüre „Blick nach vorn", die wir 
heute vorstellen und die bei der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion angefordert 
werden kann, dokumentiert die Zielvor- 
stellungen und Ergebnisse der Kommis- 
sion, die heute vor 20 Jahren eingesetzt 
wurde. 
1980 legte die Kommission ihren 
Abschlußbericht vor. Viele der darin ent- 

haltenen Empfehlungen sind heute vf 
wirklicht. So wurden z. B. auf Initiative 
der Kommission von der Bundesregie' 
rung Modellprogramme zu Themen *" 
„Mädchen und Technik", „technische 
Berufe für junge Frauen" entwickelt-" 
Erziehungsgeld wurde 1986 eingeführt- 
Kindergeld steht Eltern zu, Erziehungs' 
zeiten werden für die Rente anerkannt- 
Pflegehilfe und Pflegegeld sind bereits jj 
Teilen durch das Gesundheitsstrukturg 
setz geregelt. Das Recht auf einen Knj 
dergartenplatz ab 1. Januar 1996 wur<»e 

festgeschrieben. Der dreijährige Erzie':e 
hungsurlaub mit Beschäftigungsgaran 
ist Gesetz, der Gleichbehandlungsgrj^ 
satz von Voll- und Teilzeitarbeitskräfte 
gilt. 
Die Enquete-Kommission hat mit ihre 
Arbeit viel zum Bewußtseinswandel v> 
zur realen Verbesserung für Frauen b« 
tragen. Doch bei der praktischen Ums ^ 
zung der gleichberechtigten Teilhabe 
gesellschaftlichen Leben von Frau uo 
Mann gilt es noch, eine Reihe von LU 
ken zu schließen. Ein neues Partner- 
Schaftsverständnis muß sich entwich 
Nur so können wir das Ziel einer übe   ^ 
rechtliche Gleichstellung von Frauen   . 
Männern hinausgehende Gleichbere 
gung realisieren. Die Frauen sind be'"   j 
mehr Verantwortung im öffentlichen 
gesellschaftlichen Leben zu überneh 
Dies erfordert verstärktes Engagemlef 
der Männer im familiären Bereich, 
nächste Schritt muß gemeinsam ge*a * 
werden, u. a. durch die Verabschieo^ 
des Zweiten GleichberechtigungsgeS ^ 
und eine weitergehende Verankerung 
Gleichberechtigung von Frauen un 
Männern im Grundgesetz. 
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Politik für Frauen 
iter der Regierungsverantwortung 

j "[Helmut Kohl hat es für die Frauen 
k Deutschland wesentlich mehr Ver- 

gerungen gegeben, als dies allge- 
Ui bekannt ist. Dies kann als Resü- 

ee der Phase der deutschen Politik 
j   °gen werden, in der reale Zuwächse 
L s°zialen Bereich verteilt werden 
p "nten. Die Gewinner waren die 
Sj |J

len, wie die folgende Zusammen- 
hang zeigt: 
j^NUAR 1983:   In der gesetzlichen 
\y    ^Versicherung werden die Tabellen- 
h   e für die Bewertung der ersten fünf 

^fsjahre von 1983 an für Männer und 
. Uen einheitlich auf 90 Prozent des 

K   chschnittsverdienstes festgelegt. 
ej   0r Wurden diese bei Männern mit 
v   ^ höheren Prozentsatz bewertet. 

sei^AR 1984:   Haushaltsbegleitge- 
\u ' Verkürzung der Wartezeit beim 
öJrsruhegeld von 15 auf fünf Jahre und 
e^j ^sichtigung von Zeiten der Kinder- 
5. ^e?Un8 bis zur Vollendung des 
V0r   

ensjahres bei den neu geltenden 
W Ussetzun8en für die Berufs- und 
u erbsfähigkeitsrente. 

e^   **"84: Gesetz zur Errichtung 
Scll 

r Stiftung „Mutter und Kind — 
k\[t
z des ungeborenen Lebens". Die 

sicij .n8 hilft werdenden Müttern, die 
VchV*ner soz'a'en Notlage befinden, 
hier? finanzielle Hilfen. Der Bund stellt 
(I991    ^ Millionen Mark zur Verfügung 

W l4° Millionen Mark)- 
8ul&s      R 1985:   Das Steuerbereini- 
Stl   Setz 1985 beinhaltet gezielte Steu- 
ere astUngen fur Alleinerziehende: 
^s e

Uun8skosten bis zu 4.000 Mark für 
ste Kind und bis zu 2.000 Mark für 

jedes weitere Kind können als außerge- 
wöhnliche Belastungen abgezogen wer- 
den. Ohne Nachweis kann ein Pauschbe- 
trag von 480 Mark je Kind abgezogen 
werden. 

MAI 1985:   Beschäftigungs- 
förderungsgesetz: 
• Erleichterung des Zugangs zu Maßnah- 
men der Umschulung und Fortbildung 
für Frauen, die wegen Kindererziehung 
teilweise aus dem Erwerbsleben ausge- 
schieden sind. Zeiten der Kindererzie- 
hung werden nunmehr mit fünf Jahre pro 
Kind auf die Rahmenfrist angerechnet. 

Von Hans-Joachim Fuchtel, 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Das gilt auch für Berufsrückkehrerinnen 
in ABM. 
• Teilzeitarbeit wird arbeitsrechtlich 
ebenso abgesichert wie Vollzeitarbeit, das 
heißt Teilzeit- und Vollzeitarbeit dürfen 
nicht mehr unterschiedlich behandelt 
werden, außer wenn sachliche Gründe 
dies rechtfertigen. 
• Neue Bestimmungen sichern die beson- 
ders von Frauen wahrgenommene Arbeit 
auf Abruf (kapazitätsorientierte variable 
Arbeitszeit) und die Arbeitsplatzteilung 
besser ab. 

JULI 1985: Viertes Gesetz zur Ände- 
rung des Bundessozialhilfegesetzes: Ein 
Zuschlag von 20 Prozent zum Regelsatz 
erhalten Alleinerziehende bereits mit 
einem Kind unter sieben Jahren sowie 
Empfängerinnen bzw. Empfänger von 
Hilfe zum Lebensunterhalt der Alters- 
stufe ab 60 Jahre. 
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JANUAR 1986:   Hinterbliebenenren- 
ten und Erziehungszeitengesetz: Renten- 
begründende und rentensteigernde Aner- 
kennung eines Versicherungsjahres für 
die Erziehung jedes Kindes bei allen 
Müttern ab Geburtsjahrgang 1921, die ab 
1986 Berufs-, Erwerbs- oder Altersrente 
erhalten. Das Erziehungsjahr wird neben 
leiblichen Müttern auch Adoptiv-, Stief- 
und Pflegemüttern anerkannt, die ein 
Kind im ersten Lebensjahr erzogen 
haben. Außerdem erhalten Frauen und 
Männer unter gleichen Voraussetzungen 
eine Hinterbliebenenrente. 

JANUAR 1986:   Bundeserziehungs- 
geldgesetz: Mütter oder Väter erhalten 
ein Erziehungsgeld für zehn Monate in 
Höhe von 600 Mark, 1988 zwölf Monate, 
Juli 1989 15 Monate, Juli 1990 
18 Monate, 1993 24 Monate. Ebenso 
wurde der Erziehungsurlaub eingeführt. 
Ab 1. Januar 1993 beträgt dieser drei 
Jahre, davor war er am Erziehungsgeld- 
bezug orientiert. 
JANUAR 1986:   Erhöhung des Haus- 
haltsfreibetrages für Alleinerziehende auf 
4.212 Mark, ab Januar 1988 auf 4.536 
Mark, ab Januar 1990 auf 5.616 Mark. 

APRIL 1986: Gesetz zur Änderung 
unterhaltsrechtlicher, verfahrensrechtli- 
cher und anderer Vorschriften: Die 
schutzwürdigen Interessen geschiedener 
Ehefrauen werden durch dieses Gesetz, 
das im Unterhaltsrecht nach der Schei- 
dung wieder für mehr Gerechtigkeit im 
Einzelfall sorgt, gewahrt. 

JANUAR 1987:   Gesetz über weitere 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Versor- 
gungsausgleichs: Es verbessert die 
Rechtsstellung der berechtigten Ehegat- 
ten — das sind zumeist die Ehefrauen - 
beim Ausgleich von Betriebsrenten. 

OKTOBER 1987:   Kindererzie- 
hungsleistungsgesetz: Gesetz über Lei- 
stungen der gesetzlichen Rentenversiche- 

rung für Kindererziehung der Geburts- 
jahrgänge vor 1921. Die Kindererzie- 
hungsleistung wird für jedes lebend geD 

rene Kind gezahlt, ohne daß weiter ren- 
tenrechtliche Voraussetzungen — zum 
Beispiel Wartezeit — erfüllt sein müsse ^ 
Das Ganze ist gestaffelt nach Jahrgänge 

JANUAR 1989:   Neunte Novelle & 
AFG: Arbeitslose Arbeitnehmerinnen 
bzw. Arbeitnehmer, die nach Zeiten oe 

Kindererziehungen wieder eine Arbeit 
aufnehmen wollen, werden als eine Z1 

gruppe bei der Gewährung von EinafD 

tungszuschüssen hervorgehoben. 
JANUAR 1992:   Rentenreform- 
gesetz 1992: 
• Die Anerkennung von Kindererzie- 
hungszeiten in der gesetzlichen Renten 
Versicherung wird für Geburten ab 1" 
von bisher einem Jahr auf drei Jahre 
längert. 
• Zeiten der Kindererziehung bis zu*»1 

zehnten Lebensjahr eines Kindes und 
1992 anfallende Zeiten der ehrenamt»'^ 
chen Pflege eines Pflegebedürftigen * 
den berücksichtigt, 
• bei der Aufrechterhaltung des        ... 
Anspruchs auf eine Rente wegen verm 
derter Erwerbsfähigkeit, . ej- 
• bei der Gesamtleistungsbewertung 

tragsfreier Zeiten, ^ f. 
• bei der Erfüllung der 35jährigen ^ 
tezeit für die vorzeitige Altersrente n 
für die Rente nach dem Mindestein 

kom' 

men. 
MAI 1992: Erstes Gesetz zur Anid 
rung des Mutterschutzgesetzes: Ver 
rung des Kündigungsschutzes. 

ARBEITSMARKT:   Erwerb^ 
tige Frauen 1992: 9,7 Millionen, 1* 
11,7 Millionen, das heißt, plus zwe> 
Millionen. 0iTf: 

GESAMTER ARBEITSMAK* 
1982 26,6 Millionen, 1992 29,5 M" 
nen, das heißt, plus 2,9 Millionen- 
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Die zukünftige staatliche 
Parteienfinanzierung 

rj 
ch langen und zum Teil sehr schwie- 

KjJ Verhandlungen haben sich die 
auf • onen *m Deutschen Bundestag 
fu e'n gemeinsames Gesetz zur Ande- 
rs der staatlichen Parteien!* inanzie- 
(j^S geeinigt. Dies ist am 12. Novem- 
M   1^93 im Deutschen Bundestag ver- 
f0.Sch>edet worden. Das Gesetz enthält 

8*nde wesentlichen Eckpunkte: 

W Die absolute Obergrenze ist im 

«eh*12 mit 23° Mio- DM für 1994 vor8e~ 
i[J:n- Ab 1995 sollen anhand eines spe- 
I>re

en Warenkorbs für die Parteien die 
sj0 'Sste'gerungen durch eine Kommis- 
I n festgestellt werden. Diese Feststel- 
le S°" dann Grundlage eines entspre- 
jje   

den Beschlusses des Deutschen Bun- 
te- 58es über die Anhebung der absolu- 
gen    

ergrenze sein. Basis der Preisstei- 
^"gsberechnungen ist das Jahr 1991. a *»T*e steuerliche Abzugsfähigkeit wird 

oes,'8 auf natürliche Personen 
^•Oftn    nk* bleiben. Insgesamt können 
fyw ,-~" DM, bei zusammenveranlagten 
|icliSatten 12.000,- DM jährlich steuer- 
en leltend gemacht werden. Dabei kön- 
3,OQ0 Sendungen bis zu einer Höhe von 
Ew"~- DM/6.000,- DM nach § 34g 
$0o/  geltend gemacht werden, das heißt 
\'o des zugewendeten Betrages werden un H       ~u6v•v:nucicii Dciidgcs wciutii 
^•0oQer Steuerschuld abgezogen. Weitere 
§10b'p DM/6.000,- DM können nach 
^üsRah steuermindernd als Sonder- 

er> berücksichtigt werden. 

• a j?en^en von juristischen Personen 
' Kapitalgesellschaften, z. B. AG, i5» qKa 

GmbH; Vereinen) und anderen Körper- 
schaften bleiben weiterhin zulässig, wer- 
den allerdings nicht mehr steuerlich 
begünstigt. 

I Verbände können bis zu 10 vom 
Hundert ihrer Einnahmen an politische 
Parteien spenden, müssen jedoch auf die 
Spendensummen 50 vom Hundert als 
Körperschaftsteuer an das jeweils zustän- 
dige Finanzamt abführen. Spenden sie 
mehr als 10 vom Hundert ihrer Einnah- 
men an politische Parteien, verlieren sie 
ihre Steuerbefreiung. 

igM Die Publikationsgrenze für Zuwen- 
dungen einzelner Personen an Parteien 
wird nach dem Gesetz weiterhin bei 
20.000,— DM liegen, wie sie vom Bun- 
desverfassungsgericht im Urteil vom 9. 4. 
1992 festgelegt worden ist. 

Die Landesverbände und ihnen 
nachgeordnete Gebietsverbände haben 
nach neuem Recht ihren Rechenschafts- 
berichten eine lückenlose Aufstellung 
aller Zuwendungen je Zuwender mit 
Namen und Anschrift beizufügen. Diese 
Listen werden als Grundlage für die 
Bezuschussung von Mitglieds- und Spen- 
denbeiträgen verwendet, müssen also 
richtig und vollständig vorliegen. Aller- 
dings wird für 1994 und 1995 übergangs- 
weise eine Bagatellgrenze in Höhe von 
200,— DM eingeführt. 

Jede Wählerstimme bei Europa-, 
Bundestags- und Landtagswahlen wird in 
Zukunft mit 1,— DM pro Jahr bezu- 
schußt, wobei die ersten 5 Millionen 
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Halbzeitparteitag in Bremen 

Stärkste Partei 1995 als Zielmarke 
„Bis zur Selbstverleugnung an der 
Macht bleiben, das ist alles, was in 
der Ampel klappt", warf CDU-Lan- 
deschef Bernd Neumann der Regie- 
rungskoalition von SPD, Grünen 
und FDP beim CDU-Halbzeitpar- 
teitag in Bremen vor. 

Mit dem für einen Arbeitsparteitag 
bemerkenswerten Besuch (von den 
200 Delegierten waren 192 gekom- 
men) dokumentierte die Weser-CDU, 
daß sie geschlossen den politischen 
Machtwechsel gemäß dem Parteitags- 
motto „Die Ampel versagt — Wir wol- 
len handeln!" will. 

Die Ampel hat die große 
Chance, die sich durch die 
Zahlung von zehn Milliarden 
Mark aus Bonn für Bremen 
ergibt, nicht genutzt. 

Bernd Neumann 

In seinen Ausführungen zur Landes- 
politik betonte der CDU-Landesvor- 
sitzende und Parlamentarische Staats- 
sekretär, Bernd Neumann, die Christ- 
demokraten stünden für eine Regie- 
rungsbeteiligung nicht mehr zur Verfü- 
gung und konzentrierten sich nun- 
mehr auf die Bürgerschaftswahl 1995: 

„Dann wollen wir stärkste Partei wer- 
den." 
Bereitschaft zur Spitzenkandidatur hat 
erneut Ulrich Nölle, Vizepräsident der 
Bremischen Bürgerschaft und Vor- 
standsmitglied der Sparkasse Bremen, 
signalisiert. Dieser warf dem Ampel- 
Senat vor, die Selbständigkeit des Lan- 
des zu gefährden. Nach der Teilent- 
schuldung durch fast zehn Milliarden 
DM aus Bonn stehe der Bremer Eigen- 
beitrag weiter aus. Einstimmig verab- 
schiedete der Landesparteitag den 
Leitantrag „Wirtschaftsstandort Bre- 
men". 
Darin wird gefordert, die Staatsaufg3' 
ben und Staatsbeteiligungen auf das 
unbedingt erforderliche Maß zu redu- 
zieren. Außerdem müßten die Verwal- 
tungen schlanker und leistungsfähig^ 
gemacht werden. 

Bremer Steuerkraft erhöhen^ 

Notwendig sei auch, mit präventiver 
Infrastrukturpolitik die Voraussetzun- 
gen für das notwendige wirtschaftlicr1 

Wachstum zu schaffen und damit die 
Steuerkraft Bremens zu erhöhen. 
Zudem verabschiedeten die Delegier' 
ten einen Antrag, in dem die Umorg3' 
nisation der Polizei und die Erhöhung 
der Polizeipräsenz für mehr Innere 
Sicherheit gefordert wird. 

Wählerstimmen pro Jahr mit 1,30 DM für 
jede Partei bezuschußt werden sollen. Für 
jede von der Partei eingenommene Spen- 
den- und Beitrags-DM wird eine staatli- 
che Bezuschussung in Höhe von 0,50 DM 
erfolgen. 

El Übersteigen die Gesamtsummen 
von den Parteien zu beanspruchende   f, 
staatlichen Zuschüsse die absolute ü 
grenze, wird eine im Verhältnis der " 
teien zueinander prozentuale Kapp     i 
erfolgen. 
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Frauen knüpfen Netze für die Zukunft 
U 
Nov, 

nter diesem Motto hat die Frauen- 
Union der CDU am 13. und 14. 

November ihren diesjährigen Bundesde- 
Stertentag mit Neuwahlen des Bundes- 

lands im Konrad-Adenauer-Haus in 
°nn veranstaltet. 

^ödeskanzler Helmut Kohl in 
S^nem Grußwort: 
,Mi 
W 

11 dem Motto Ihrer Tagung „Frauen 
Rupfen Netze für die Zukunft" haben 
le sich etwas sehr Wichtiges vorgenom- 

J^11- Durch intensive Kommunikation 
J*d Zusammenarbeit wollen Sie anderen 
JaUen Mut machen, sich in Gesellschaft, 

lrtschaft und Politik stärker zu engagie- 
??• dieses Ziel verdient die volle Unter- 
t ^

t2ung aller Mitglieder der Unionspar- 
eie&. Ein Erfolg der Frauen-Union trägt 
^ Erfolg unserer gemeinsamen Sache 

pz wesentlich bei. 
»s |st nicht nur Aufgabe der Frauen- 

n,on, sondern der Unionsparteien ins- 
Jesamt, mehr Frauen für unsere Sache zu 
Rinnen und uns offen ihren Fragen 
^ Wünschen zu stellen. Das heißt 
^gleich, daß Frauen in unserer Partei 
u ellr Chancen konkreter Mitgestaltung 
j. d Mitverantwortung erhalten müssen, 
j eshalb sage ich schon seit vielen Jahren 
. ^er wieder an die Adresse der Männer 
k Jnserer Partei: Macht mit Eurem 
^enntnis zur Gleichberechtigung auch 
v
nn..ernst, wenn es um die Besetzung 

did   .   tem und die Aufstellung der Kan- 
aatinnen und Kandidaten geht." 

p   
^geralsekretär Peter Hintze: 

Ümfade Frauen> dies zeigen uns viele 

•^fragen, erwarten Antworten auf Fra- 
n» die über das Tagesaktuelle hinausrei- 

chen ; auf Fragen, die unsere Zukunft 
betreffen. Wir müssen diese Anliegen, die 
gerade von Frauen artikuliert werden, 
sehr ernst nehmen und uns ihnen zuwen- 
den. Es sind Problembereiche, denen sich 
Frauen und Männer gemeinsam in der 
Politik mit Blick auf das 21. Jahrhundert 
und in Verantwortung für die kommen- 
den Generationen zuwenden müssen und 
für die sie Antworten und Lösungen erar- 
beiten müssen. 
Die Zukunfts- und damit auch Mehr- 
heitsfähigkeit unserer CDU hängt nicht 
zuletzt davon ab, welchen Stellenwert 
und welche Handlungs- und Einflußmög- 
lichkeiten Frauen in unserer Politik 
erfahren. 
Ich füge gleich hinzu: Frauenpolitik im 
Sinne von Interessenpolitik und Ein- 
schränkung auf bestimmte Themen wäre 
eine unzulängliche Verengung. Frauenpo- 
litik muß vielmehr als Aufgabe verstan- 
den werden, die alle Politikbereiche 
betrifft. Frauen müssen sich in unserer 
gesamten Politik wiederfinden können. 
Wenn sich Frauen mit ihrem Lebensge- 
fühl in unserer Politik wiederfinden und 
ihre häufig anders gelagerten Perspekti- 
ven und Überzeugungen in unsere Politik 
einfließen — dann ist dies die beste 
Chance, daß sie uns auch 1994 das Man- 
dat für die Zukunft geben und wir die 
strategische Mehrheit erneut gewinnen." 

Rita Süssmuth: 
„Politik nach altem Muster trägt nicht 
mehr. Frauen wird bewußt, daß sie erst 
dann die Dinge in ihrem Sinne beeinflus- 
sen können, wenn die Fäden ihrer Macht 
gebündelt sind, wenn eine bessere Vernet- 
zung der Frauen erreicht ist. Netzwerke 
sind Zusammenschlüsse von Menschen, 
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die miteinander reden, die Ideen und 
Informationen austauschen, die sich 
gegenseitig helfen. 
Wenn wir als Frauen wirklich mehr Ein- 
fluß gewinnen wollen, müssen wir uns 
zuerst die Zusammenarbeit erleichtern 
und nicht erschweren. 
Dazu gehört auch, Mitstreiterinnen zu 
suchen, andere von Erfahrungen profitie- 
ren zu lassen, Anregungen geben und 
sich anregen lassen. 
Ein Netzwerk funktioniert aber nur in 
dem von mir beschriebenen Sinne, wenn 
jede einzelne Frau sich bewußt ist, daß es 
von ihrem Engagement, von ihrer Bereit- 
schaft, Informationen weiterzugeben, 
abhängt, wie erfolgreich Netzwerke arbei- 
ten können. Wer nach altem Muster 
erwartet, daß mit der Mitgliedschaft im 
Netzwerk in erster Linie Ansprüche an 
andere erhoben werden können, hat die 
Idee nicht verstanden. 
Gerade in den letzten Wochen habe ich 
festgestellt, daß sich Frauen von der Ver- 
netzung viel versprechen. Wir besinnen 
uns damit auf unsere eigenen Kräfte, 
ohne diejenigen — Männer und Frauen 
— ausschließen zu wollen, die unsere 
Einschätzungen teilen." 

Angela Merkel:  

„Politik für Frauen wendet sich nicht 
allein an Frauen, sie kann nicht allein 
von Frauen getragen und erst recht nicht 
allein von Frauen durchgesetzt werden. 
Wir müssen für unsere Politik Mehrhei- 
ten finden. Mehrheiten unter den Frauen 
in der Partei, Mehrheiten in der Partei, 
Mehrheiten bei den Wählerinnen und 
Wählern. Wir müssen sie davon überzeu- 
gen, daß die CDU die besseren Konzepte 
für eine Sicherung der Zukunft hat. 
Was mit dem frauenpolitischen Anspruch 
auf eine partnerschaftlichere Gesell- 
schaft, nämlich durch neue Arbeitszeit- 

formen die Verantwortung zwischen 
häuslichem und beruflichem Engagemefl 
von Frauen und Männern gerechter zu 
verteilen, nicht gelang, kann vor dem 
Hintergrund der gegenwärtigen wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten gelingen. 
Denn seitdem Volkswagen die Arbeits- 
zeitverkürzung propagiert, damit Entlaß 
sungen vermieden werden können, ist d> 
Diskussion um solche neue Formen sacn 

licher geworden. Ergreifen wir die 
Chance, daß sie zu einem qualitativen 
Sprung für unsere gesellschaftliche Ent- 
wicklung genutzt wird. 
Wir müssen die Arbeit anders verteilen- 
Und zwar nicht nur die berufliche, son- 
dern auch die häusliche. Denn die 
Gesamtarbeitszeit eines Menschen setz 
sich sowohl aus der am Arbeitsplatz ver' 
brachten Zeit als auch aus den Arbeits- 
stunden zusammen, die für die häusli- 
chen Pflichten geleistet werden. 
Nur wenn wir hier zu einem neuen 
Gleichgewicht kommen, kann das 
Dilemma aufgelöst werden, das darin 
besteht, daß die entscheidende Zeit für 
den beruflichen Aufstieg im allgemeine 
mit dem Lebensabschnitt zusammenfä' 
in dem die Kinder klein und die Aufg3' 
ben in der Familie am größten sind. 
Es ist der Zeitpunkt gekommen, wo o»e - 
vermeintlichen Themen der Frauenp°11 

zu Themen geworden sind, die über 
unsere Zukunft mitbestimmen, ja, icn 
gehe noch weiter, die darüber wesent» 
mitentscheiden, ob wir als eine der fün 

renden Industrienationen noch Zukun 
haben." 

Heiner Geißler: ^s 

„Wir sollten uns in den nächsten M°n   . 
ten darauf konzentrieren — und zwar 
den Inhalten her —, daß die Union be» 
der Bevölkerung wieder mehrheitsfän'^, 
wird. Das ist eine Frage, die mit der r 
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nPolitik zusammenhängt. Wir müssen 
ns wieder in die Mitte der Wünsche, der 
Pressen, der Ziele der Menschen bege- 
en. Deshalb glaube ich, daß es ein 
chwerer Fehler wäre, wenn wir jetzt hin- 
er Essen zurückgingen und in der Union 
ü'ießen, daß die Frauen wieder einge- 
ölt werden in zwei Sorten: Die einen, 
le einer beruflichen Tätigkeit nachge- 
eri> und die anderen, die sich entschei- 
Jn für die Familienarbeit. Die jungen 
J"enschen haben nicht die Sehnsucht 
anach, daß ihnen Rollen vorgegeben 
erden, sondern erwarten, daß sie Kin- 

, er> Familienarbeit und berufliche Tätig- 
et rniteinander vereinbaren können. 
as wir heute brauchen, ist nicht eine 

.^'-Emanzipationsbewegung, sondern 
^•"eine Feminisierung unserer Gesell- 
et, weil ich davon überzeugt bin: 

Wenn mehr Frauen mehr Verantwortung 
und Aufgaben in unserer Gesellschaft 
haben, dann wird unsere Gesellschaft 
gleichzeitig auch friedlicher und gerech- 
ter. Was wir brauchen, um die Vernet- 
zung herzustellen, ist eine Bewußtseins- 
änderung. Die Frauenfrage ist zunächst 
einmal eine Männerangelegenheit — und 
sie ist eine Machtfrage. Für Millionen 
von Frauen verbindet sich die Hoffnung 
auf Gleichberechtigung, auf den Abbau 
von Benachteiligungen und auf echte 
Partnerschaft auch mit Personen. An der 
Spitze der Popularitätsskala steht Rita 
Süssmuth. Deshalb würde ich vorschla- 
gen, daß wir in den nächsten Wahlkampf 
mit diesem Bundeskanzler, aber auch mit 
einer Mannschaft hineingehen, zu der auf 
jeden Fall auch die Rita Süssmuth 
gehört." 

Vorsitzende: Stimmen 
*'ta Süssmuth 284 

Stellvertr. Vorsitzende: 
^°ris Pack 
Barbara Stober 
Gabriele Wiechatzek 
Justin Claubert 
Sabine Klenke 

U'ahl der Schriftführerin: 
Karin Lück 
b . 
Beisitzerinnen: 
^ttj Geschka (Hessen) 
^°delieve Quisthoudt-Rowohl 
N|edersachsen) 
rrn9ard Vogelsang 
^ledersachsen) 
^aria-Theresia Opladen (NRW) 
^er>ate Diemers (NRW) 

288 
243 
241 
207 
191 

176 

318 

295 

259 
249 
247 

Esther Mikfeld (Hessen) 215 
Ulrike Schreiber (Bremen) 212 
Bärbel Steinkemper (NRW) 211 
Rita Fritz (NRW) 209 
Susanne Rahardt-Vahldieck 
(Hamburg) 197 
Annemarie Engelhardt 
(Baden-Württemberg) 193 
Ingrid Zahn 
(Schleswig-Holstein) 190 
Karin Jeltsch 
(Baden-Württemberg) 189 
Carmen Stange 
(Sachsen-Anhalt) 188 
Gesinde Matthes-Liebers 
(Sachsen) 186 
Christina Tasch (Thüringen) 183 
Inge Spoerhase-Eisel (Saarland)      177 

Im zweiten Wahlgang gewählt: 
Helga Hammer (Rheinland-Pfalz)     208 
Rosemarie Krause 
(Mecklenburg-Vorpommern) 153 
Anne-Karin Glase (Brandenburg)     145 
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Jugendfreie Zonen darf es nicht geben 
Die Werbung von JU-Mitgliedern für d,e 

CDU spätestens kurz vor Erreichen der 
JU-Altersgrenze muß deshalb besser 
organisiert und gezielter durchgeführt 
werden. Gerade die neuen Überlegunge 

zu einer modern ausgestatteten Mitghe" 
derverwaltung machen es möglich, aut 

Liebe Freundinnen und Freunde, 
die Gewinnung jüngerer Wählerinnen 
und Wähler sowie eine Verjüngung der 
Mitglieder und somit auch der Funk- 
tions- und Mandatsträger stellen für die 
CDU entscheidende Herausforderungen 
dar. Man kann ohne Übertreibung sagen, 
an diesen Fragen entscheidet sich trotz 
der demographischen Entwicklung 
unsere künftige Handlungs- und Mehr- 
heitsfähigkeit. Die Gewinnung der 
Jugend wird immer mehr zu einer Schick- 
salsfrage für die Union. 
Die letzten Ergebnisse der Bürgerschafts- 
wahl in Hamburg, aber auch vom Bun- 
desministerium für Frauen und Jugend in 
Auftrag gegebene Umfragen zeigen, daß 
die CDU in der Frage der Zukunftsfähig- 
keit von den Jungwählerinnen und Jung- 
wählern nur noch auf Platz drei hinter 
SPD und Grünen genannt wird. 

Bedenkliche Altersstruktur 
Während der Anteil der CDU-Mitglieder 
unter 30 Jahren 1980 noch fast 11 Prozent 
und 1985 noch 8,3 Prozent betrug, lagen 
wir 1990 bei 6,6 Prozent, und die Zahlen 
gehen weiter zurück. Mehr als 20 Prozent 
der CDU-Ortsverbände haben zur Zeit 
kein Mitglied unter 30 Jahren, über 300 
Ortsverbände keine Mitglieder unter 40 
Jahren. 
Auch die Altersstruktur der Jungen 
Union hat sich bedenklich entwickelt. 
1980 waren knapp 16 Prozent der Mitglie- 
der zwischen 31 und 35 Jahren, 1990 
waren es bereits 29,5 Prozent. Diese Mit- 
glieder verlassen die Junge Union in den 
nächsten fünf Jahren, meist ohne von den 
Kreisparteivorsitzenden angesprochen zu 
werden, und sind, sofern sie nicht schon 
Mitglied der Partei sind, für unsere christ- 
demokratische Sache verloren. 

Kreisebene gezielt für eine Mitgliedsch 
in der CDU zu werben, wenn die Alter5' 
grenze in der Jungen Union erreicht ist- 

Die CDU kann es sich auf Da"*L 
nicht leisten, zur Zeit rund lOO.OO" 
junge Menschen, die Mitglied in 
der Jungen Union, aber nicht in 
unserer Partei sind, einfach „zte" 
zu lassen". 
Natürlich ist für die Gewinnung 
jüngerer Mitglieder und Wähler 
von besonderer Bedeutung, daß 
inhaltliche Anliegen, aber auch «ä 

Lebensgefühl junger Leute, in a" 
Verantwortungsbereichen wirksam 
vertreten werden. Jugendfreie 
Zonen darf es auf Dauer in unsef 

Partei nicht mehr geben. 

In diesem Sinne bitten wir alle verant- 
wortlichen Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger in Junger Union und 
CDU, sich verstärkt dieser Frage zuzU' 
wenden, um über diesen Weg sicherzu' 
stellen, daß zukünftig verstärkt junge 
Leute den Weg in unsere Partei finden- 

Mit freundlichen Grüßen 

\U* n rfcA 
Hans-J. Reck und Axel Wallrabens 
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Materialien zur Europa-Aktion der Jungen Union 
f T-Shirt 

"Wir sind das junge Europa" 
Xl-: pro 1 Expl. 14,95 DM 
XXL: pro 1 Expl. 14,95 DM 

Außenaufkleber 
»Wir sind das junge Europa" 
pro 100 Expl. 16,— DM 

1 plakat 
"Wir sind das junge Europa" 

&ro 20 Expl. 10- DM 

1 Bleistifte 
"Wir sind das junge Europa" 
Dro 100 Expl. 27,— DM 

^eprovorlage 
"Wir sind das junge Europa" 
pr0 1 Expl. 1-DM 

^ahmenflugblatt (farbig) 
"Wir sind das junge Europa" 
pro 100 Expl. 8- DM 

öroschüre 
"Kurs Europa" 
[Beschlüsse des Deutschlandtages 
1992) 
pr°1 Expl. 1,-DM 

^schüre 
"p°'itik interessiert mich nicht" 
pr° 10 Expl. 8,90 DM 

% ^Itblatt 
" 0,itik interessiert mich nicht" 
Pr° 50 Expl. 14,50 DM 

^umwolltasche 
lr sind das junge Europa" 

pr0 1 Expl. 1,-DM. 

Der Versand erfolgt nach den bekannten Ver- 
sandbedingungen der Jungen Union Deutsch- 
lands. Wir bemühen uns, die Lieferung 
schnellstmöglich auszuführen. Bei Paketen (ab 
2 kg) erfolgt der Versand unfrei, damit entfällt 
gleichzeitig der Versandkostenanteil in Höhe 
von 5, — DM. 
Zahlungsbedingungen: Die bestellten Materia- 
lien bleiben bis zur vollständigen Bezahlung 
Eigentum der Jungen Union Deutschlands. Die 
Zahlung hat im voraus per Verrechnungs- 
scheck oder mit Erteilung der unten stehenden 
Einzugsermächtigung zu erfolgen. 

Bestellungen an: 

Junge Union Deutschlands 
Annaberger Straße 283 
53175 Bonn 
Tel.(0228)310011 
Fax (0228) 384520 
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Materialien zur Grundsatzprogrammdiskussion 

• Freiheit und Verantwortung 
Leitantrag an den 5. Parteitag 
Bestell-Nr.: 5735 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je 50 Expl.: 34,50 DM 

• Leitfaden zur Diskussion 
(Materialien 1) 
Bestell-Nr.: 3570 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 13— DM 

• Zahlen, Daten, Fakten, 
Prognosen 
über den Wertewandel im 
Grundsatzprogrammentwurf 
(Materialien 2) 
Bestell-Nr.: 3574 
Verpackungseinheit: 5 Expl. 
Preis je 5 Expl.: 29,50 DM 

• Die CDU und das „C" 
Beiträge zum grundlegenden 
Selbstverständnis der CDU 
Deutschlands (Materialien 3) 
Bestell-Nr.: 3575 
Verpackungseinheit: 5 Expl. 
Preis je 5 Expl.: 18,50 DM 

• Gesellschaftspolitik 
(Materialien 4) 
Bestell-Nr.: 3607 
Verpackungseinheit: 5 Expl. 
Preis je 5 Expl.: 18,50 DM 

• Wirtschaftsstandort 
Deutschland 
Chancen nutzen — Zukunft 
gestalten (Materialien 5) 
Bestell-Nr.: 3611 
Verpackungseinheit: 5 Expl. 
Preis je 5 Expl. :25,25 DM 

• Deutschlands Verantwortung 
in Europa und in der Welt 
(Materialien 6) 
Bestell-Nr.: 3612 
Verpackungseinheit: 5 Expl. 
Preis je 5 Expl.: 17,25 DM 

• Rahmenflugblatt DIN A4: 
Im Gespräch: Ein neues Grund- 
satzprogramm 
Bestell-Nr.: 1582 
Verpackungseinheit: 500 Expl. 
Preis je 500 Expl.: 19,— DM 

• Rahmenplakat DIN A1: 
Im Gespräch: Ein neues Grund' 
satzprogramm 
Bestell-Nr.: 8583 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je 50 Expl.: 29,— DM 

Im Gespräch: 

Ein neues 

Grundsatzprogramm 

Materialien 5 

Wirtschaftsstandort 
Deutschland 

Chancen nutzen- 
Zukunft gestalten! 

CDU 
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Aktuelle Broschüren 

Texte zur Gewaltproblematik 
%emistische und ausländerfeindliche 
Ktionen sind nur eine Facette der allge- 
em steigenden Gewaltbereitschaft in 
eutschland. Ein weiteres Problem ist 

i    • die wachsende Gewaltbereitschaft 
, ^ dementsprechende Aufrüstung 
ere'ts im Kindesalter. 
Iese Broschüre informiert anhand von 

J rschiedenen Redebeiträgen und 
^Schlüssen über den Standpunkt der 

t,üU zu diesem Thema: 
Jestell-Nr.:3614 
p^Packungseinheit: 10 Expl. 
reisJelOExpl.: 19,50 DM 

•Die REP — Gefahr von Rechts 
Gerungen und Wortlaut des Abgren- 

a 
n9st>eschlusses der CDU, beschlossen 

dem 3. Parteitag 

Seil-Nr.: 5554 
pr
rPackungseinheit: 50 Expl. 
eis je 50 Expl.: 9,50 DM 

L Kriminalität entschlossen 
^kämpfen — Innere Sicherheit 

b!arken 

J? Inr»ere Sicherheit, das ist eines der 
Wei 9endsten innenpolitischen Themen, 
6nt°hes aucn im kommenden Wahljahr 
g6 

Scheidend sein wird. Der nun vorlie- 
^  de Beschluß vom 4. Parteitag, mit der 
% Dhrun9srede von Rudolf Seiters, soll 

»«lieh machen, daß Freiheit und Sicher- 
et d hwu      Bürger zusammengehören. Des- 

g6s D ntnält dieser Beschluß ein eindeuti- 
Shh   Kenntnis zu Polizei und Verfas- 
^ Schutz. 

Ce||-Nr.:5730 
fi  Packungseinheit: 25 Expl. 

SJe 25 Expl.: 21 -DM 

• Eine Welt-Aktion 93 
Umwelt- und Entwicklungspolitik im globa- 
len Zusammenhang. Texte — Reden — 
und Gedanken zur aktuellen Umwelt- und 
Entwicklungspolitik der CDU 

Bestell-Nr.: 5596 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 14,50 DM 

Eir » >J Wl A 
AK 

-J 
z 

tu ^n^ 
z 

s 4JP < 
D 0 
D -^^ m 
Z O 
D k< M  Jfk±  **•• 
z 

* 
*4b Z 

tu 
D 

>-i ; .    - jm tu 

W 
U 

• 1,11 
u 
H 
X 

U H 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 
33759 Versmold 
Fax (05423) 41521 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

*ur rlie Kalte Jahreszeit- Wmterscnal 

• CDU-Schal, schwarz-rot-gold 

Bestell-Nr.: 9362 
Verpackungseinheit: 5 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 47,25 DM 

Der CDU-Winterschal sollte 
jetzt bei keiner Aktion bz^ 

an keinem Canvassingstand 
mehr fehlen, denn dieses idea'6 

Werbemittel für die kalte 'Jah- 
reszeit ist nützlich und attraKt'v 

zugleich. 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 
33759 Versmold 
Fax (05423) 41521 

Alle Preise 
verstehen sich 
zuzüglich 
Mehrwertsteuer 
inklusive Versand 

^ 
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